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D en Vergleich mit Österreich kann
Bundesfinanzminister Wolfgang

Schäuble nicht antreten. Trotzdem darf
er mit den Ergebnissen der jüngsten Auk-
tion 30-jähriger Bundesanleihen zufrie-
den sein. Für die deutsche Staatsanleihe
mit der längsten Laufzeit boten am Mitt-
woch die Investoren 2,9 Milliarden Euro,
das Angebot belief sich auf 2 Milliarden
Euro. Der Zinskupon von 1,25 Prozent
für den am 15. August 2048 fällig werden-
den Titel ist der bislang niedrigste in die-
ser Laufzeit. Das gilt aber nicht für die
Auktionsrendite von 1,27 Prozent. Das
Rekordtief von 0,45 Prozent war am 27.
Juli 2016 erreicht worden.

Wie diese Zeitung in der vergangenen
Woche berichtete, gelang Österreich die
Plazierung einer Anleihe mit einer Lauf-
zeit von 100 Jahren und einer Rendite
von 2,1 Prozent. Das Volumen war mit
3,5 Milliarden Euro deutlich höher als in
der jüngsten Auktion des deutschen Lang-
läufers. Das gilt auch für die Nachfrage
von 11 Milliarden Euro. Der Fairness hal-
ber muss erwähnt werden, dass im weite-
ren Jahresverlauf zwei weitere Aufsto-
ckungen für die neue Bundesanleihe über
jeweils eine Milliarde Euro geplant sind.

Sehr lange Laufzeiten sind dank Öster-
reich wieder in den Blickpunkt gerückt.
Kapitalsammelstellen mit langfristigen
Auszahlungsversprechen wie zum Bei-

spiel Lebensversicherer sind daran be-
sonders interessiert. Zudem bieten die
sehr lang laufenden Anleihen in der ge-
genwärtigen Phase extrem niedriger Zin-
sen einen Aufschlag, der sie attraktiv
macht. Die Rendite von 1,27 Prozent der
neuen Bundesanleihe über 31 Jahre liegt

deutlich über der Rendite in der zehnjäh-
rigen Laufzeit, die sich inzwischen wie-
der um die 0,5 Prozent eingependelt hat.
Im Sommer 2016 war sie sogar in den ne-
gativen Bereich abgesackt, wozu vor al-
lem die Anleihekäufe der Europäischen
Zentralbank (EZB) beigetragen haben.

Die Zinsen der zuletzt begebenen An-
leihen, die sich mit einem Mindestanlage-
volumen von 1000 Euro an die Privatan-
leger richten, enttäuschen. Die Bank des
französischen Autokonzerns Renault,
die RCI Banque, zahlt für fünf Jahre ei-
nen Zinskupon von 0,75 Prozent, die Eu-
ropäische Investitionsbank sogar nur
0,05 Prozent für sechs Jahre. Die Versu-
chung ist groß, über den Atlantik zu bli-
cken. Dort hat der brasilianische Ölkon-
zern Petrobras zwei Anleihen über je-
weils 1 Milliarden Dollar begeben. Die
elfjährige Tranche wird mit 6 Prozent im
Jahr verzinst, die siebenjährige mit 5,3
Prozent. Wer ins Grübeln kommt, sollte
das Dollar-Risiko berücksichtigen. Ein
Wechselkursverlust der amerikanischen
Währung kann den Zinsvorteil schnell
zunichtemachen.

Darüber hinaus handelt es sich bei Pe-
trobras um ein Unternehmen, dessen
Kreditwürdigkeit tief im Ramschbereich
liegt. Schließlich sitzt es in einem Schwel-
lenland, das zuletzt kein Hort der Stabili-
tät war. Führende Vertreter der Finanz-
branche wie zum Beispiel John Cryan,
der Vorstandsvorsitzende der Deutschen
Bank, haben zuletzt vor den zunehmen-
den Warnsignalen für spekulative Blasen
gewarnt. Vor allem würden die Risiken
an den Anleihemärkten nicht mehr ad-
äquat bewertet.  maf.

N E U E A N L E I H E N

Festgeld bei deutschen Privatanlegern
aufzunehmen, weil die Institute künftig
ihre Geschäfte mit Kapital in Euro statt
in Pfund unterlegen müssten.

Eine erste Bank, die wegen des Brexits
Geschäft von London nach Frankfurt ver-
lagert, hat sich schon für die Zusammen-
arbeit mit der Fintech Group entschie-
den, wie das Unternehmen schon zur
Vorlage seiner Halbjahreszahlen be-
kanntgab. Mit weiteren liefen Gesprä-
che, sagt Niehage. Nähere Details will er
aber noch nicht nennen; das will er der
Bank selbst überlassen. Konkreter sind
die Pläne allerdings schon mit den bei-
den österreichischen Banken Bawag und
Kommunalkredit. Beide stehen offenbar
kurz davor, ihre Geschäfte in Deutsch-
land auszuweiten, wie Niehage kürzlich
auf einer Mitarbeiterveranstaltung sei-
nes Unternehmens bekanntgab. Näheres
will er auf Nachfrage dazu aber auch
noch nicht verraten.

Dass diese Geschäfte bei seinem eige-
nen Unternehmen zu steigenden Erträ-
gen führen wird, da ist sich Niehage aller-
dings sicher. Schon in den ersten sechs
Monaten des Jahres konnte die börsen-
notierte Fintech Group mit 7 Millionen
Euro einen dreimal so hohen Über-
schuss vermelden wie noch im Vorjahr.
Die Eigenkapitalrendite nach Steuern
liege nun bei 17 Prozent. Nicht nur hat
die gestiegene Kundenzahl von Flatex
zu höheren Umsätzen auf dem Online-
Broker geführt. Auch die neu eingeführ-
ten Kredite für die Flatex-Kunden, die
sich die Fintech Group mit den Wertpa-
pieren der Kunden besichern lässt, hat
sich schnell etabliert. Innerhalb des ers-
ten Halbjahrs ist das Kreditbuch dem-
nach von 130 auf nun 180 Millionen
Euro gestiegen. Das Zinsergebnis stieg
dadurch gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum von 1,9 auf 4,3 Millionen
Euro. Die Analysten, welche die Fintech

Group beobachten, zeigen sich optimis-
tisch. Commerzbank, MM Warburg und
Hauck & Aufhäuser empfehlen die Ak-
tie zum Kauf und kommen laut dem Fi-
nanzportal Bloomberg im Schnitt auf
ein Kursziel von 24,75 Euro. Beim aktu-
ellen Kurs von 20,37 Euro ist noch Luft
nach oben.

Die Einführung von Negativzinsen auf
die Einlagen der Flatex-Kunden haben
dem Online-Broker offensichtlich nicht
geschadet. Niehage wollte damit verhin-
dern, dass Anleger nur Geld auf der Platt-
form parken, ohne damit zu arbeiten.
Das erschien ihm fairer, als Gebühren zu
erheben, die am Ende vor allem die Kun-
den treffen, die viel über die Plattform
handeln. Mit dem Ergebnis zeigt er sich
zufrieden: „Nach der Einführung des Ne-
gativzinses haben wir 2000 Kunden verlo-
ren – das waren genau die, die nur ihr
Geld bei uns geparkt haben – und 21 000
im ersten Halbjahr 2017 gewonnen.“

Niedrigster Zinskupon für 30-jährige Bundesanleihen

Fintech Group will Türöffner für Brexit-Banken sein

Hoher Besuch: Vorstandschef Niehage (links) weist Hessens Wirtschaftsminister Tarek Al-Wazir (rechts) ein.  Foto Wolfgang Eilmes

Finanzen

Banken, die von London nach
Frankfurt kommen, könnten
hierzulande neue Tagesgeld-
Angebote machen. Die
technischen Helfer wittern
gute Geschäfte.

kann. FRANKFURT, 20. September. Ei-
nem breiten Publikum ist die Fintech 
Group vor allem durch ihren Online-Bro-
ker Flatex bekannt. Der konnte mit güns-
tigen Preisen für den Wertpapierhandel 
in den vergangenen Jahren immerhin 
235 000 Kunden für sich gewinnen. Al-
lein in den ersten sechs Monaten des Jah-
res kamen nach Angaben der in Frank-
furt sitzenden Fintech Group gut 10 Pro-
zent neue Kunden hinzu, was der Vor-
standsvorsitzende Frank Niehage im Ge-
spräch mit dieser Zeitung unter anderem 
darauf zurückführt, dass sich wichtige 
Wettbewerber wie Onvista und Comdi-
rect sowie die DAB und die Consors 
Bank neu sortiert haben.

Noch besser für das Geschäft der Un-
ternehmensgruppe könnte sich aller-
dings der Brexit erweisen. Denn wenn 
nach dem Ausstieg Großbritanniens aus 
der Europäischen Union viele internatio-
nale Banken nach Frankfurt kommen, 
um von hier aus ihr Europa-Geschäft zu 
machen, wittert Niehage bereits große 
Chancen für seine Fintech Group Bank. 
Die Tochtergesellschaft bietet digitale 
Bankdienstleistungen im Hintergrund un-
ter sogenanntem White Label an. Sie hat 
eine deutsche Banklizenz und erledigt 
bislang vor allem für kleine Finanz-
Start-ups zum Beispiel das Einlagen-
oder Kreditgeschäft und kümmert sich 
um regulatorische Fragen. Doch auch für 
ausländische Banken, die kurzfristig 
eine Infrastruktur in Deutschland aufbau-
en wollten, böte sich dieses Modell an, 
sagt Niehage.

„Wir können den internationalen Ban-
ken die digitale Infrastruktur bieten, um 
schnell ins deutsche Privatkundenge-
schäft einzusteigen“, sagt der Vorstands-
vorsitzende. „Dabei hilft unsere techno-
logische Bankplattform, den Prozess 
zum Markteintritt wesentlich zu be-
schleunigen.“ So könnte es für viele Ban-
ken, die Geschäfte nach Deutschland 
verlagern, interessant werden, Geld zum 
Beispiel in Form von Tagesgeld oder

Internationale Neuemissionen

Emittent ISIN-Nr.
Betrag Zinsen

(%) Fälligkeit
Ausgabe-
kurs (%) Rating1

Mindest-
anlage
in Tsd.Währung Mio.

Europ. Investitionsbank XS1686550960 Euro 3000 0,050 12/23 99,9 Aaa/AAA 1
RCI Banque (Renault) FR0013283371 Euro 750 0,750 09/22 99,8 Baa1/BBB 1
Niedersachsen DE000A2GSD76 Euro 750 0,050 09/23 99,7 –/– 1
Engie FR0013284270 Euro 750 2,000 09/37 99,1 A2/A– 100
Engie FR0013284254 Euro 750 1,375 02/29 99,4 A2/A– 100
Engie FR0013284247 Euro 500 0,375 02/23 99,6 A2/A– 100
NRW.Bank DE000NWB17Z1 Euro 500 EU+0,75 08/23 – Aa1/AA– 1
Deutsche Pfandbriefbank DE000A2DASJ1 Euro 600 0,050 08/21 99,9 Aa1/A– 1
Südafrika US836205AW44 Dollar 1000 4,850 09/27 100,0 Baa3/BB+ 200
Gilead Sciences US375558BR34 Dollar 1000 1,850 09/19 99,9 A3/A 2
Petrobras USN6945AAK36 Dollar 1000 6,000 01/28 100,0 B1/– 2
Petrobras USN6945AAJ62 Dollar 1000 5,300 01/25 100,0 B1/– 2
Expedia USU3010DAF79 Dollar 1000 3,800 02/28 99,7 Ba1/BBB– 2
Nestlé CH0383104343 Franken 150 0,550 10/32 100,4 Aa2/AA– 5
Nestlé CH0383104335 Franken 550 0,250 10/27 100,4 Aa2/AA– 5
1) Bewertung der Bonität durch die Agenturen Moody’s (links) und Standard & Poor’s (rechts). EU = 3-Monats-Euribor (derzeit rund –0,329 Prozent).  Quelle: Bloomberg

Polen und Deutschland entsteht, der
sich in Hass entlädt. Nach dem Tode von
Stalin handelte die Politik verantwor-
tungsvoll, um alles zu vermeiden, dass
die Saat des Hasses aufgeht. Und nun
versucht die polnische Regierung, be-
wusst oder unbewusst, die Wünsche Sta-
lins zu erfüllen. Sehnt sich die polnische
Regierung wieder in die Zeit der Sowjet-
union zurück? Putin wird es dankbar un-
terstützen, fallen ihm doch die Früchte
in den Schoß, ohne dass er Unruhe stif-
ten muss.
JOSEF OLBRICH, HEUSENSTAMM

Zu „Richter tun sich mit Transparenz
schwer“ (F.A.Z. vom 12. September):
Auch in Frankfurt tun sich die Richter mit
der Transparenz schwer. In den Aushän-
gen vor den Verhandlungsräumen werden
die aktuellen Namen und Daten veröffent-
licht. Die Angeklagten, ihre Anwälte und
die Schöffen werden jeweils mit vollen
Vor- und Zunamen aufgeführt. Bei allen
Richtern werden die Vornamen jedoch ver-
schwiegen. Auch auf der Geschäftsvertei-
lungsliste. Der Charme dieser unterschied-
lichen Handhabung ist nicht erkennbar.

Auch bei der Frage, ob Schöffen eine
Abschrift der Urteile bekommen können,
an denen sie mitgewirkt haben, wird die
Transparenz verweigert. Der Vizepräsi-
dent des Landgerichts Frankfurt führt
dazu aus: „Da die Stellung eines Schöffen
als Richter auf die Dauer der Hauptver-
handlung beschränkt ist, ist er nach deren
Abschluss als Privatperson anzusehen.“

Die Schöffen einem Bürger gleichzustel-
len, der nicht am Urteil mitgewirkt hat, ist
eine grobe Missachtung des richterlichen
Ehrenamtes. Es offenbart auch eine Ver-
nachlässigung der hierzu ergangenen
Rechtsprechung. Auch Datenschutzgrün-
de können für die Ablehnung einer Urteils-
abschrift keine Rolle spielen, da nach der
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
die Presse einen Anspruch darauf hat,
eine Urteilsabschrift zu bekommen. Au-
ßerdem unterliegt der Schöffe besonderen
Pflichten, etwa der Wahrung des Bera-
tungsgeheimnisses. Transparenz könnte
beispielsweise auch zur Prävention, Erhö-
hung des Rechtsbewusstseins, Motivation
der Schöffen oder Fortbildung des Rechts
beitragen. Verweigerte Transparenz lässt
vermuten, dass Justitia sich gern hinter
rechtlichen Argumenten versteckt, wenn
sie etwas nicht will.
WALTER GREB, OBERURSEL

nig Kenntnis zu haben. Erfreulich ist fest-
zustellen, dass Polen sich zunehmend
mit der Vorgeschichte der ehemaligen,
von Deutschen geprägten Gebiete aus-
einandersetzen. Als Beispiel seien hier
die Restaurationsarbeiten an der Marien-
burg genannt.

Ich stimme der Aussage im Leserbrief
von Bodo Flach zu: „In einem Krieg wie
dem Zweiten Weltkrieg haben auf allen
Seiten Ungerechtigkeiten, Racheakte
und Menschenrechtsverletzungen statt-
gefunden.“ Jede Seite muss begreifen,
dass historische Entwicklungen sich
nicht in Schwarz oder Weiß einordnen
lassen, sondern die Realität viele Grautö-
ne kennt. Jaroslaw Kaczynski und seine
Mitstreiter müssen sich fragen lassen,
was sie erreichen wollen. Sollen wir
Deutsche uns statt des Streits mit Polen
wieder mehr Russland zuwenden und
etwa die jahrhundertelange Einheit Ost-
preußens wieder anstreben? Die Ge-
schichte Polens kennt Beispiele, wo über-
höhte Forderungen für Polen nicht das
erhoffte Ergebnis gebracht haben. Die
Entwicklung nach dem Fall des Eisernen
Vorhangs hat gezeigt, dass es anders bes-
ser und erfolgreicher geht. „Wer mit dem
Feuer spielt, kommt darin um.“
KLAUS ZEHE, DILLENBURG

te im Februar, er rechne mit einem neuen
Abschieberekord. Das Gegenteil ist der
Fall. Die Bundesregierung muss deshalb
nicht nur rücknahmebereiten Ländern fi-
nanzielle Hilfe leisten, sondern endlich
solchen, die nicht zur Kooperation bereit
sind, die Entwicklungshilfe stoppen.
Wenn das nichts bringt, bleibt nichts ande-
res übrig, als künftig Flüchtlinge, die ohne
Papiere einreisen wollen, an der Grenze
zurückzuweisen.
HEINZ-JÜRGEN WURM, SIEGBURG

Wohin Justitia sich versteckt

und insbesondere die Kurden und die Del-
taaraber unterdrücken wollen. Damals ha-
ben die Sunniten die Kurden vergast.
Jetzt haben die Schiiten dem IS zu seinem
Intermezzo verholfen. So soll es weiterge-
hen? Eigenständige Staaten für Kurden,
Sunniten und Schiiten ermöglichen Ruhe
und Sicherheit im Irak.

Die Kurden wurden aber offensichtlich
von der Weltgemeinschaft dafür auserse-
hen, Opfer zu sein. Sie dürfen gegen den
IS mit leichten Waffen die Dreckarbeit
machen und werden dann von den Ira-
kern mit Panzern und Luftwaffe über-
rollt. So hat es beispielsweise auch Iran
nach dem WK II mit der (sozialistischen)
Republik Kurdistan gemacht. Dabei muss
ein freies und selbständiges Kurdistan ei-
gentlich ein Anliegen der Weltgemein-
schaft sein, denn wenn der IS in Syrien
besiegt sein wird, dann wird das Morden
an den syrischen Minderheiten – und
dazu gehören wieder die Kurden – weiter-
gehen. Natürlich darf sich niemand in in-
nersyrische Verbrechen einmischen. Die
syrischen Kurden könnten um des eige-
nen Überlebens Willen mit der kurdi-
schen Gemeinschaft im Irak einen demo-
kratischen Pufferstaat und Stabilitätsfak-
tor bilden. Dafür brauchte man leider
wieder die Sicherheitsgarantie der Ameri-
kaner. Kurden haben noch nie einen
Krieg vom Zaune gebrochen. Erdogan
hat nicht erst seit seiner Machtergreifung
gezeigt, dass er den Kurden ans Leben
will. Sein Terrorkorridor zur Unterstüt-
zung des IS hatte genau den Zweck, die
Besetzung Kurdistans oder Syriens her-
beizureden. Hitler ist nach seiner Macht-
ergreifung auch über die Nachbarländer
hergefallen.
DR. NORBERT SCHWEIG, KEMPEN
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